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§ 11b

Sonde r b eh and l ung von E rh a l t u ng s au fwand
be i Baudenkma l e n

idF des EStG v. 19.10.2002 (BGBl. I 2002, 4210; BStBl. I 2002, 1209)

1Der Steuerpflichtige kann durch Zusch`sse aus ]ffentlichen Kassen
nicht gedeckten Erhaltungsaufwand f`r ein im Inland belegenes Geb^u-
de oder Geb^udeteil, das nach den jeweiligen landesrechtlichen Vor-
schriften ein Baudenkmal ist, auf zwei bis f`nf Jahre gleichm^ßig vertei-
len, soweit die Aufwendungen nach Art und Umfang zur Erhaltung des
Geb^udes oder Geb^udeteils als Baudenkmal oder zu seiner sinnvollen
Nutzung erforderlich und die Maßnahmen in Abstimmung mit der in
§ 7i Abs. 2 bezeichneten Stelle vorgenommen worden sind. 2Durch Zu-
sch`sse aus ]ffentlichen Kassen nicht gedeckten Erhaltungsaufwand f`r
ein im Inland belegenes Geb^ude oder Geb^udeteil, das f`r sich allein
nicht die Voraussetzungen f`r ein Baudenkmal erf`llt, aber Teil einer
Geb^udegruppe oder Gesamtanlage ist, die nach den jeweiligen landes-
rechtlichen Vorschriften als Einheit gesch`tzt ist, kann der Steuerpflichti-
ge auf zwei bis f`nf Jahre gleichm^ßig verteilen, soweit die Aufwendun-
gen nach Art und Umfang zur Erhaltung des sch`tzenswerten ^ußeren
Erscheinungsbildes der Geb^udegruppe oder Gesamtanlage erforderlich
und die Maßnahmen in Abstimmung mit der in § 7i Abs. 2 bezeichneten
Stelle vorgenommen worden sind. 3§ 7h Abs. 3 und § 7i Abs. 1 Satz 2 und
Abs. 2 sowie § 11a Abs. 2 und 3 sind entsprechend anzuwenden.
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Allgemeine Erl^uterungen zu § 11b

Schrifttum: Hahn, Die estl. Behandlung von Baudenkmalen und Gebhuden in Sanie-
rungsgebieten und sthdtebaulichen Entwicklungsbereichen nach dem WoBauFG ein-
schließlich der ibergangsregelungen, DB 1990, 65; Stuhrmann, Estl. Verggnstigungen
bei Baudenkmalen, unter Bergcksichtigung der Regelungen durch das WoBauFG, DStZ
1990, 107; Heinen, Denkmalschutz und -pflege unter steuerlichen Gesichtspunkten, Inf.
1993, 149; Kleeberg, Die Kulturfkrderung mittels der §§ 7i, 10f, 10g und 11b EStG, FR
1997, 174.
Verwaltungsanordnungen: R 116b EStR; H 116b EStH

I. Rechtsentwicklung

Vorghngervorschrift war § 82k EStDV, der fgr vor dem 1.1.1990 entstandenen
Erhaltungsaufwand galt (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. r Satz 2).
WoBauFG v. 22.12.1989 (BGBl. I 1989, 2408; BStBl. I 1989, 505): Einfghrung
von § 11b. Erstmalige Anwendung auf Erhaltungsaufwand, der nach dem
31.12.1989 entstanden ist (§ 52 Abs. 14b EStG 1990).
Staatsvertragsgesetz v. 25.6.1990 (BGBl. II 1990, 518; BStBl. I 1990, 294):
Fgr Gebhude in der damals noch existerenden DDR wurde ein Abs. 2 angefggt.
Einigungsvertragsgesetz v. 23.9.1990 (BGBl. II 1990, 885; BStBl. I 1990, 654):
Streichung des Abs. 2 bereits vor seinem Inkrafttreten (Anl. I Kap. IV Sachg. B
Abschn. II Nr. 16 Buchst. e).

II. Bedeutung

Zweck der Norm ist die Erhaltung und Bewahrung schutzwgrdiger Baudenkmh-
ler. Die Fkrderung von Baumaßnahmen an Baudenkmhlern soll unabhhngig von
der stl. Abgrenzung zwischen beggnstigten AK bzw. HK (s. § 7i Anm. 2) und
Erhaltungsaufwendungen erfolgen. Dieser Zielsetzung entsprechend wird fgr
Erhaltungsaufwendungen eine Sonderregelung geschaffen, die grds. unter den-
selben Voraussetzungen eingreift, unter denen § 7i AK u. HK fkrdert. Die im
Belieben des Stpfl. stehende Mkglichkeit der Verteilung des Aufwands auf meh-
rere Jahre lhßt eine optimale stl. Gestaltung zu.

III. Geltungsbereich

Die Verteilung kann von allen unbeschrhnkt und beschrhnkt Stpfl., seien es na-
tgrliche oder juristische Personen, beantragt werden. Beggnstigt sind Baumaß-
nahmen nur, wenn Erhaltungsaufwand anfhllt. Das Gebhude muß mithin im
Rahmen einer Einkunftsart zur Einkunftserzielung eingesetzt werden (s. § 11a
Anm. 3). Bei der Nutzung zu eigenen Wohnzwecken greift § 10f Abs. 2 (s. § 10f
Anm. 23).

IV. Verh^ltnis zu anderen Vorschriften

Verh^ltnis zu § 4 Abs. 8: Da § 11b aufgrund der systematischen Stellung im
Gesetz als eine Ausnahme vom Abflußprinzip des § 11 Abs. 2 anzusehen ist,
kommt die Norm bei den Einkunftsarten mit Gewinnermittlung nicht direkt,
sondern nur gber die Verweisung des § 4 Abs. 8 zur Anwendung.

§ 11b Anm. 1–4 Erhaltungsaufwand bei Baudenkmalen
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Verh^ltnis zu § 82b EStDV: Der ab VZ 1999 entfallene und ab VZ 2004 wie-
der eingefghrte § 82b EStDV ermkglicht ebenfalls eine Verteilung von Erhal-
tungsaufwendungen gber zwei bis fgnf Jahre. Die Regelung gilt aber nur fgr
Gebhude im Privatvermkgen, die gberwiegend Wohnzwecken dienen. Greift sie
ein, kommt dem § 11b mit seinen schwerer zu erfgllenden Voraussetzungen
keine praktische Bedeutung zu.

Einstweilen frei.

Erl^uterungen zu den S^tzen 1–3:
Verteilung von Erhaltungsaufwand bei Baudenkmalen

I. Verteilung bei Geb^uden und Geb^udeteilen (Satz 1)

Die Verteilung von Erhaltungsaufwendungen erfolgt unter denselben Vorausset-
zungen wie die Beggnstigung von HK nach § 7i.
Beg`nstigungstatbestand: Der Zweck des § 11b (s. Anm. 2) erfordert es, die
einzelnen Tatbestandsmerkmale der Shtze 1 und 2 genauso auszulegen wie die
entsprechenden Voraussetzungen des § 7i Abs. 1; zu den Einzelheiten s. daher
§ 7i Anm. 10 ff. Fgr die Abgrenzung von AK, HK und Erhaltungsaufwand gel-
ten die allg. Grundshtze (vgl. BMF v. 18.7.2003, BStBl. I 2003, 386, und § 6
Abs. 1 Nr. 1a). Es besteht kein Wahlrecht zur Behandlung von Zuschgssen aus
kffentlichen Kassen als Einnahmen. Nur die um Zuschgsse gekgrzten Erhal-
tungsaufwendungen kknnen verteilt werden. Zum Begriff der kffentlichen Kas-
se s. § 3 Nr. 12 Anm. 13.
Rechtsfolgen: Der Stpfl. kann die Aufwendungen auf zwei bis fgnf Jahre
gleichmhßig verteilen. Der Stpfl. hat somit ein Wahlrecht zwischen dem Sofort-
abzug und der Verteilung. Erstes Abzugsjahr ist das Jahr, in dem die Aufwen-
dungen nach § 11 Abs. 2 geleistet worden sind (s. § 11a Anm. 6 mwN). Fgr die
Verteilungsgrundshtze kann die Rspr. zu § 82b EStDV entsprechend herangezo-
gen werden.
E Zeitpunkt der Aus:bung des Wahlrechts: Das Wahlrecht muß im ersten Abzugs-
jahr ausgegbt werden, ansonsten erfolgt der Sofortabzug aller Erhaltungsauf-
wendungen von Amts wegen. Die Wahl kann bis zur Bestandskraft der Veranla-
gung erfolgen oder gehndert werden. Wird nach Ausgbung der Wahl ein
entsprechender Betrag abgezogen, kann – da die Verteilung gleichmhßig sein
muß – in den Folgejahren nur noch ein Betrag in Hkhe der gewhhlten Quote ab-
gezogen werden. Hkhere Abzgge zur Nachholung in den Vorjahren nicht be-
rgcksichtigter Betrhge sind ausgeschlossen. Auch ist eine erneute Wahl keine
neue Tatsache iSd. § 173 AO, die zur enderung eines bestandskrhftigen Be-
scheids berechtigt (vgl. BFH v. 27.10.1992 – IX R 60/90, BFH/NV 1993, 467).
Hat die FinVerw. im Erstjahr die Verteilung von Erhaltungsaufwendungen ak-
zeptiert, kann sie in den Folgejahren gleichwohl nach erneuter Prgfung zum Er-
gebnis kommen, daß HK vorliegen (BFH v. 15.10.1996 – IX R 49/94, BFH/
NV 1997, 390).
E Unterlassene Aus:bung des Wahlrechts im Erstjahr: Wurde im Erstjahr des Abzugs
das Wahlrecht nicht ausgegbt und ist von Amts wegen kein Sofortabzug aller
Erhaltungsaufwendungen vorgenommen worden, so kann die Wahl im ersten
offenen Jahr nachgeholt werden. Der Anteil, der im ersten Jahr hhtte abgezogen
werden mgssen, verfhllt (BFH v. 27.10.1992 – IX R 152/89, BStBl. II 1993, 589,
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und v. 24.11.1992 – IX R 99/89, BStBl. II 1993, 593). Die Nachholung der Wahl
ist auch dann noch mkglich, wenn im Erstjahr zu Unrecht HK angenommen
und AfA gewhhrt wurden. Der zutreffende Abzugsbetrag nach der sphter ge-
whhlten Verteilung darf in diesem Fall nicht kleiner als die gewhhrte AfA sein
(BFH v. 27.10.1992 – IX R 66/91, BStBl. II 1993, 591).

II. Verteilung bei Geb^udegruppen oder Gesamtanlagen (Satz 2)

Satz 2 weitet den Anwendungsbereich des § 11b auf Gebhude und Gebhudeteile
aus, die fgr sich allein die Denkmalvoraussetzungen nicht erfgllen, aber Teil ei-
ner Gebhudegruppe oder Gesamtanlage sind, die als Einheit unter Denkmal-
schutz stehen (Ensembleschutz). Welche Objekte als Ensemble anzusehen sind,
bestimmt sich nach dem jeweiligen Landesdenkmalrecht. Die Voraussetzungen
und Rechtsfolgen des Ensembleschutzes sind grds. identisch mit den fgr Gebhu-
de nach Satz 1 geltenden Vorschriften. Ein Unterschied besteht insoweit, als es
bei einem Ensemble auf ein „sinnvolle Nutzung“ nicht ankommt und der Um-
fang der gefkrderten Erhaltungsmaßnahmen eingeschrhnkt ist. Sie kknnen nur
verteilt werden, soweit sie zu Erhaltung des hußeren Erscheinungsbilds des En-
sembles erforderlich sind (s. § 7i Anm. 29). Die Fkrderung dieser Aufwendun-
gen erfolgt auch dann, wenn ansonsten ein bautechnisch neues Gebhude erstellt
wird (BFH v. 25.5.2004 – VIII R 6/01, BFH/NV 2004, 1461).

III. Entsprechend anzuwendende Vorschriften (Satz 3)

Die Verweisungen in Satz 3 ermkglichen eine kurze Fassung des Gesetzestextes
und stellen die gebotene Gleichbehandlung bestimmter Sachverhalte sicher.
Entsprechend anzuwenden sind:
§ 7h Abs. 3: Die Verteilung von Erhaltungsaufwendungen ist auch zulhssig bei
Gebhudeteilen, die selbsthndige unbewegliche WG sind, bei Eigentumswohnun-
gen und bei im Teileigentum stehenden Rhumen (zu den Begriffen s. § 7
Anm. 500 ff.).
§ 7i Abs. 1 Satz 2: Die Verweisung stellt klar, daß die Auslegung des Begriffs
„zur sinnvollen Nutzung erforderlich“ in Satz 1 wie bei § 7i zu erfolgen hat (s.
§ 7i Anm. 11).
§ 7i Abs. 2: Die Bescheinigung der zusthndigen Denkmalschutzbehkrde ist eine
unverzichtbare Voraussetzung fgr die Verteilung von Erhaltungsaufwendungen
(s. § 7i Anm. 35). Die FinVerw. prgft ohne Bindung an die Bescheinigung, ob
HK oder Erhaltungsaufwendungen vorliegen (R 116b iVm. 83b Abs. 3 Nr. 2
EStR).
§ 11a Abs. 2: Noch nicht abgezogene Erhaltungsaufwendungen sind im Jahr
der Verhußerung des Baudenkmals in voller Hkhe abzuziehen. Das gleiche gilt
bei Entnahmen aus einem Betriebsvermkgen, bei Einlagen oder in Fhllen der
Beendigung der Nutzung zur Einkunftserzielung (s. § 11a Anm. 7).
§ 11a Abs. 3: Miteigentgmer mgssen Erhaltungsaufwand auf den gleichen Zeit-
raum verteilen (s. § 11a Anm. 8).

§ 11b Anm. 6–8 Erhaltungsaufwand bei Baudenkmalen
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